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David Forster

Die Zweite Republik und die Wehrmachtsdeserteure

Fürsorge und Entschädigung für Opfer der NS-Militärjustiz

„Ein Deserteur der deutschen Wehrmacht war (…) kein ‚Fahnen"üchti-
ger‘, sondern ein Österreicher, der sich weigerte, gegen sein Vaterland für 
fremde Interessen zu kämpfen. Wer ihn verraten hat, hat damit auch Öster-
reich verraten“1 – diese Aussage tätigte ein österreichischer Staatsanwalt 
im Januar 1946, also zu einer Zeit, in welcher der Widerstand gegen das 
NS-Regime mit Blick auf die „Beitragsklausel“ der „Moskauer Deklarati-
on“ von 1943 gerne betont wurde. Doch spätestens nach dem Staatsvertrag 
im Jahr 1955 blieb im österreichischen Gedächtnis nur noch die Eindimen-
sionalität der „Opferthese“ übrig. In aller Widersprüchlichkeit hierzu 
nahm sich die Zweite Republik mit großer Selbstverständlichkeit jener ös-
terreichischen Soldaten an, die in der Armee des Okkupanten – der Wehr-
macht – gedient hatten. Deserteure und andere Verfolgte der NS-Militärju-
stiz galten als „Feiglinge“ und „Verräter“. Sie wurden ausgegrenzt und 
diffamiert, waren Benachteiligungen im Berufsleben ausgesetzt und, wie in 
diesem Beitrag gezeigt wird, im Bereich der Fürsorge und Entschädigung 
schlechter gestellt. Die These von Österreich als dem „ersten Opfer“ NS-
Deutschlands wurde seit Mitte der 1980er-Jahre intensiv diskutiert. Die 
Opfer der NS-Militärjustiz aber blieben bis Ende der 1990er-Jahre in einem 
gesellschaftlichen Randbereich der Tabuisierung, ehe auf Basis des Aufhe-
bungs- und Einstellungsgesetzes aus 1945, das jahrzehntelang „vergessenes 
Recht“ gewesen war, einige Urteilsaufhebungen erwirkt wurden.2 1999 
kam durch die Arbeit engagierter Einzelpersonen und Vertreter der Grü-
nen eine öffentliche Debatte in Gang, die in einer parlamentarischen Ent-
schließung zur NS-Militärgerichtsbarkeit einen ersten Niederschlag fand.3 
Um ein pauschales Rehabilitierungsgesetz, wie es die Grünen forderten, zu 
umgehen, zauberte das Justizministerium 2003 ein Gesetz aus der Frühzeit 
der Republik aus dem Hut, das wohl bis in die 1950er-Jahre angewendet 

1 Butterweck, Hellmut (2003): Verurteilt und begnadigt – Österreich und seine NS-
Straftäter. Wien, 99f.

2 Gesetz vom 3. Juli 1945 über die Aufhebung von Strafurteilen und die Einstellung 
von Strafverfahren (Aufhebungs- und Einstellungsgesetz), StGBl. 48/1945; Walter, 
Thomas (2003): Die juristische Rehabilitierung von österreichischen Opfern der 
NS-Militärjustiz, in: Manoschek, Walter (Hrsg.): Opfer der NS-Militärjustiz. Ur-
teilspraxis – Strafvollzug – Entschädigungspolitik in Österreich. Wien, 604–616, 
612f.

3 Initiativantrag, 1070/A(E) XX. GP, 14. 7. 1999.
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worden war, danach aber nur noch in Fachkreisen Beachtung fand4: die 
Befreiungsamnestie aus 1946.5 Demnach seien die Opfer der NS-Unrechts-
justiz bereits 1946 rehabilitiert worden, wie der Gesetzgeber auch im Aner-
kennungsgesetz 2005 bekräftigte, indem er in Artikel I feststellte, dass 
durch das Aufhebungs- und Einstellungsgesetz und die Befreiungsamnestie 
alle Verurteilungen der NS-Militärjustiz rückwirkend aufgehoben worden 
waren.6 Kritische Stimmen, wonach die Opfer und ihre Angehörigen all die 
Jahrzehnte keine Kenntnis von dieser vorgeblichen Urteilsaufhebung hat-
ten und wonach ein Straferlass keine Rehabilitierung bedeutet, blieben 
weitgehend unbeachtet. So untauglich sich das Anerkennungsgesetz 2005 
für die Rehabilitierung der Opfer erwies, so tiefgreifend waren die Verände-
rungen im Sozial- und Entschädigungsrecht, wie noch ausgeführt wird. 
Am 21. 10. 2009, über ein Jahrzehnt nach Beginn der Debatte um die 
 Wehrmachtsdeserteure, wurde mit dem Aufhebungs- und Rehabilitations-
gesetz schließlich auch die pauschale Aufhebung der Unrechtsurteile be-
schlossen.

Befürsorgte Opfer

Das Opferfürsorgegesetz (kurz: OFG) aus dem Jahr 1947 stellt die zentrale 
Maßnahme in den Bereichen Fürsorge bzw. Entschädigung zugunsten von 
NS-Opfern in Österreich dar.7 Der Gesetzgeber unterschied im OFG 1947 
zwischen zwei Opfergruppen, den „Opfern des Kampfes“, die gemäß § 1 (1) 
„um ein unabhängiges, demokratisches und seiner geschichtlichen Aufgabe 
bewusstes Österreich, insbesondere gegen Ideen und Ziele des Nationalso-
zialismus mit der Waffe in der Hand gekämpft oder sich rückhaltlos in 
Wort oder Tat eingesetzt“ hatten, und den „Opfern der politischen Verfol-
gung“, also jenen Personen, die gemäß § 1 (2) „aus politischen Gründen 
oder aus Gründen der Abstammung, Religion oder Nationalität durch 
Maßnahmen eines Gerichtes, einer Verwaltungs- (im besonderen einer 
Staatspolizei-) Behörde oder durch Eingriffe der NSDAP einschließlich ih-
rer Gliederungen in erheblichem Ausmaße zu Schaden gekommen“ waren. 
Letztgenannte Opferkategorie wurde 1995 um Verfolgte „auf Grund einer 
Behinderung“ erweitert, 2005 kamen durch das Anerkennungsgesetz wei-

4 Walter (2003): 609f.
5 Bundesgesetz vom 6. März 1946 über die Einstellung von Strafverfahren, die Nach-

sicht von Strafen und die Tilgung von Verurteilungen aus Anlass der Befreiung Ös-
terreichs (Befreiungsamnestie), BGBl. 79/1946.

6 Anerkennungsgesetz 2005 (Kurzbezeichnung), BGBl. I, 86/2005.
7 Bundesgesetz vom 4. Juli 1947 über die Fürsorge für die Opfer des Kampfes um ein 

freies, demokratisches Österreich und die Opfer politischer Verfolgung, BGBl. 
183/1947. Das OFG 1947 ersetzte das erste OFG aus 1945 (StGBl. 90/1945) und 
wurde bislang über 60 mal geändert. Vgl. Forster, David (2001): „Wiedergutma-
chung“ in Österreich und der BRD im Vergleich. Innsbruck / Wien / München.
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tere Opfergruppen hinzu: Die Opfer der NS-Militärjustiz wurden nun ex-
plizit genannt und darüber hinaus auch „Opfer typisch nationalsozialis-
tischer Verfolgung, der sexuellen Orientierung, des Vorwurfes der soge-
nannten Asozialität oder medizinischer Versuche“ in den Kreis der An-
spruchsberechtigten aufgenommen. Die „Fürsorge des Gesetzes“ erstreckt 
sich auch auf einen Teil der Hinterbliebenen. Vereinfacht gesagt, bedeutet 
die Teilung der Opfer in die beiden Kategorien „aktive“ Widerstands-
kämpferInnen und „passive“ Verfolgungsopfer eine Zugangsbeschränkung 
zu bestimmten OF-Leistungen: Während „aktive“ NS-Opfer um die soge-
nannte Amtsbescheinigung und damit um Rentenleistungen ansuchen 
konnten, erhielten „passive“ Verfolgte lediglich einen Opferausweis, der 
(zunächst) in vielerlei Hinsicht nicht viel mehr als eine „moralische Aner-
kennung“ ihres Opferstatus darstellte.8 Den „passiven“ Opfern wurde im 
Zuge der zahlreichen Novellierungen des OFG unter bestimmten Umstän-
den ebenfalls Ansprüche auf eine Amtsbescheinigung zugestanden und 
ihre Benachteiligung damit zumindest in Teilbereichen aufgehoben. 

Um als NS-Opfer anerkannt zu werden, müssen die Verfolgten der NS-
Militärjustiz eine Reihe von Bedingungen erfüllen: Zunächst sind für die 
Anerkennung als „Opfer des Kampfes“ Beweise für den aktiven Wider-
stand zu erbringen und für die Anerkennung als „Opfer der politischen 
Verfolgung“ die Verfolgung „aus politischen Gründen oder aus Gründen 
der Religion oder Nationalität“ bzw. ab dem Anerkennungsgesetz 2005 als 
Opfer der NS-Militärjustiz nachzuweisen. Darüber hinaus müssen Grund-
voraussetzungen (Staatsbürgerschaftsbestimmungen) gegeben sein und 
eine verfolgungsbedingte Schädigung in einem bestimmten Ausmaß vorlie-
gen.9 

Die praktische Vollziehung des OFG ist mittlerweile gut erforscht. Zwar 
ist die Gesamtzahl der Opfer der NS-Militärjustiz, die OF-Anträge stell-
ten, unbekannt. Die Auswertung einer repräsentativen Zufallsstichprobe 
von 1222 OF-Fällen im Rahmen des Projekts „Vollzugspraxis des Opfer-
fürsorgegesetzes“ der Österreichischen Historikerkommission ergab je-
doch, dass 3,7% der Opfer primär aufgrund militärischer Delikte verfolgt 
worden waren – im Detail handelte es sich um 10,2% der „Opfer des 
Kampfes“ und 9,7% der „Opfer der politischen Verfolgung“.10 Im Zuge des 
Projekts „Österreichische Opfer der nationalsozialistischen Militärge-

8 Bailer, Brigitte (1993): Wiedergutmachung kein Thema. Österreicher und die Opfer 
des Nationalsozialismus. Wien: 39.

9 Die Schadenstatbestände gemäß OFG können den groben Kategorien „Tod des 
Opfers“, „Gesundheitsschaden“, „Freiheitsverlust“ und „Berufsschaden“ zugeord-
net werden. Das Ausmaß der Schädigung wird über die Dauer bzw. Schwere von 
Haftzeiten, eine Einstufung erlittener Gesundheitsschäden etc. bestimmt.

10 Berger, Karin / Dimmel, Nikolaus / Forster, David / Spring, Claudia / Berger, Hein-
rich (2004): Vollzugspraxis des „Opferfürsorgegesetzes“. Analyse der praktischen 
Vollziehung des einschlägigen Sozialrechts. Wien / München, 45f.

David Forster
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richtsbarkeit“ wurde festgestellt, dass zumindest 446 von 2534 insgesamt 
erfassten Personen mindestens einen OF-Antrag bei der zuständigen Be-
hörde eingebracht hatten. Für die Detailanalyse11 wurden jene OF-Verfah-
ren von 323 Personen – 248 selbst verfolgten Antragstellenden und 75 Hin-
terbliebenen – herangezogen, bei denen nähere Angaben vorlagen. Die 
Zuerkennungsrate bei den 275 Anträgen auf Ausstellung einer Amtsbe-
scheinigung lag bei 53%. Um den Opferausweis wurde weitaus seltener an-
gesucht und die zuständige Behörde lehnte die Anträge mehrheitlich ab.12 
Die sogenannte Haftentschädigung, eine Pauschalabgeltung für Zeiten der 
Inhaftierung, erhielten 41,8% der 170 Antragstellenden aus dem Sample. 
Diese Ergebnisse können nicht losgelöst von den begangenen Delikten be-
trachtet werden. Die Untersuchung zeigt deutlich, dass die verschiedenen 
Untergruppen der Militärjustizopfer in unterschiedlicher Weise Erfolg bei 
der Durchsetzung ihrer Ansprüche hatten. Die hohe Zuerkennungsrate bei 
Delikten wie Hoch- oder Kriegsverrat belegt, dass die Behörde den poli-
tischen Hintergrund dieser Taten häu!g erkannte und als Widerstand ge-
gen das NS-Regime würdigte. Auch „wehrkraftzersetzende“ Äußerungen 
wurden überwiegend als „rückhaltloser Einsatz“ im Sinne des Gesetzes be-
trachtet. Deserteure, welche im Teilsample mit einem Anteil von 42,4% die 
zahlenmäßig stärkste Deliktkategorie stellten, waren in den untersuchten 
OF-Verfahren in überproportionaler Weise von Ablehnungen ihrer Ansu-
chen betroffen. So betrug beispielsweise die Zuerkennungsrate bei 114 An-
trägen auf eine Amtsbescheinigung 41,2% und bei 67 Anträgen auf Haft-
entschädigung nur 26,9%. Chancen auf die Anerkennung als NS-Opfer 
und die Zuerkennung von Leistungen bestanden am ehesten bei jenen De-
serteuren, die sich dem bewaffneten Kampf gegen das Regime angeschlos-
sen hatten oder eine Bestätigung über ihre Tätigkeit für eine politische Par-
tei erbringen konnten. Die niedrigsten Zuerkennungsraten im Sample wie-
sen die OF-Verfahren von Selbstverstümmlern auf (34% bei Amtsbeschei-
nigungen und 13,8% bei Haftentschädigungen).

11 Forster, David (2003): Die Opfer der NS-Militärgerichtsbarkeit und die Zweite Re-
publik. Fürsorge und Entschädigung, in: Manoschek, Walter (Hrsg.): Opfer der 
NS-Militärjustiz. Urteilspraxis – Strafvollzug – Entschädigungspolitik in Öster-
reich. Wien, 651–703, 655–673.

12 Im Detail handelte es sich um 22 Zuerkennungen von Opferausweisen und 27 dies-
bezügliche Ablehnungen. Die niedrige Zuerkennungsrate ist insofern bemerkens-
wert, als der Opferfürsorgeerlass 1948 eigentlich vorsah, dass die Tatbestände der 
Fahnen"ucht, „Zersetzung der Wehrkraft“, Arbeitssabotage, Spionage, „Feindbe-
günstigung“, „Freischärlerei“ und Fluchtbegünstigung von Soldaten, „sofern sie 
nicht [zur Ausstellung einer Amtsbescheinigung; Anmerkung DF] als Einsatz für 
ein freies, demokratisches Österreich gewertet werden können, in den meisten Fällen 
eine Voraussetzung für die Ausstellung eines Opferausweises bilden.“ Zit. n. Toma-
schek, Eduard (1950): Das Opferfürsorgegesetz. Gemeinverständliche Erläuterung 
des Gesetzes und seiner Durchführungsbestimmungen. Wien, 33.
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Hinsichtlich der Vollzugspraxis des OFG seit der expliziten Aufnahme 
der Opfer der NS-Militärjustiz in die Opferkategorie der „Opfer der poli-
tischen Verfolgung“ durch das Anerkennungsgesetz 2005 liegen keine Daten 
vor. Die Volksanwaltschaft bemängelte im Juni 2009 im Zuge einer 
Misstandsfeststellung die Bearbeitungsdauer von 50 Monaten in einem Fall 
und empfahl, OF-Verfahren in maximal drei Monaten abzuschließen.13

Versorgte Krieger

Während die „ungehorsamen“ Soldaten bis heute mitunter beträchtliche 
Schwierigkeiten haben, als NS-Opfer anerkannt zu werden, zögerte die Re-
publik nicht, jene Österreicher zu versorgen, die – wie Kurt Waldheim es 
ausgedrückt hatte – „ihre P"icht als Soldat erfüllt“ hatten. Dies stand zwar 
in einem eklatanten Widerspruch zur „Opferthese“, doch hatte die Regie-
rung bereits in der Unabhängigkeitserklärung vom 27. 4. 1945 festgehal-
ten, dass „die nationalsozialistische Reichsregierung (…) das macht- und 
willenlos gemachte Volk Österreichs in einen sinn- und aussichtslosen Ero-
berungskrieg geführt hat, den kein Österreicher jemals gewollt hat, jemals 
vorauszusehen oder gutzuheißen instand gesetzt war, zur Bekriegung von 
Völkern, gegen die kein wahrer Österreicher jemals Gefühle der Feind-
schaft oder des Hasses gehegt hat.“14 Und schließlich war die sogenannte 
Kriegsopferversorgung auch von Pragmatik geleitet, immerhin waren mehr 
als eine Million Österreicher zur Wehrmacht eingezogen worden oder hat-
ten sich zur SS gemeldet.15 Bereits im Juni 1945 wurde ein Entschädigungs-
gesetz beschlossen,16 vier Jahre später wurde dieses Provisorium durch das 
Kriegsopferversorgungsgesetz (KOVG) ersetzt.17

Gemäß § 1 (1) dieses Gesetzes können österreichische Wehrmachtssol-
daten, die im Zuge ihres Dienstes eine Gesundheitsschädigung erlitten hat-
ten, Anträge auf Leistungen stellen. Falls das „schädigende Ereignis den 
Tod verursacht“ hatte, gelten die Hinterbliebenen als „versorgungsberech-
tigte Personen“.18 In § 5 legte der Gesetzgeber fest, dass „Beschädigte“, 

13 Der Standard, 1. 9. 2009.
14 Proklamation über die Selbständigkeit Österreichs, StGBl. 1/1945.
15 Manoschek, Walter (19962): Verschmähte Erbschaft. Österreichs Umgang mit dem 

Nationalsozialismus 1945 bis 1955, in: Sieder, Reinhard / Steinert, Heinz / Tálos, 
Emmerich (Hrsg.): Österreich 1945–1955. Gesellschaft – Politik – Kultur. Wien, 
94–106, 95.

16 Gesetz vom 12. Juni 1945 über vorläu!ge Maßnahmen zur Entschädigung der 
Kriegsopfer StGBl. 36/1945.

17 Bundesgesetz vom 14. Juli 1949 über die Versorgung der Kriegsbeschädigten und 
Hinterbliebenen (Kriegsopferversorgungsgesetz – KOVG), BGBl. 197/1949. Seit 
der Wiederverlautbarung des KOVG im Jahr 1957 lautet die Bezeichnung Kriegsop-
ferversorgungsgesetz 1957. BGBl. 152/1957.

18 Die Angehörigen von Kriegsgefangenen und Vermissten wurden den Hinterbliebe-
nen gleichgestellt.

David Forster
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welche „das schädigende Ereignis vorsätzlich oder bei Begehung eines 
strafgerichtlich festgestellten Verbrechens herbeigeführt“ hatten, vom 
Kreis der Anspruchsberechtigten ausgeschlossen sind. Allerdings gilt ein 
„durch die der Dienstleistung eigentümlichen Verhältnisse verursacht[er]“ 
Suizid ebenso als „Dienstbeschädigung“, wie ein als Folge versuchter oder 
gelungener Entziehung vom Wehrdienst erlittener Gesundheitsschaden. 
Selbstverstümmelung wurde im Gesetz uneingeschränkt anerkannt. Die 
Hinterbliebenen von Hingerichteten sind versorgungsberechtigt, wenn die 
„Justi!zierung“ aus „wehrpolitischen Gründen“ erfolgt war und keinen 
Anspruch gemäß OFG begründete.

Bei Betrachtung der gesetzlichen Bestimmungen könnte man im Hin-
blick auf die Opfer der NS-Militärjustiz von einer hohen Zuerkennungsra-
te ausgehen, doch lassen die bestehenden Forschungslücken eine Überprü-
fung dieser These nicht zu. Wohl rückte das KOVG in den vergangenen 
Jahren in den Blickpunkt wissenschaftlicher Forschung und universitärer 
Arbeiten19, eine Analyse der Vollzugspraxis steht aber noch aus. Über eine 
halbe Million Personen erhielt Leistungen gemäß KOVG20, die Zahl der 
Opfer der NS-Militärjustiz unter den Antragstellenden ist allerdings unbe-
kannt.21 Die Darstellung von Einzelfällen in Publikationen lässt zwei vor-
läu!ge Schlüsse zu: Erstens, die versorgten Krieger waren gegenüber den 
befürsorgten Opfern deutlich besser gestellt. Und zweitens galten in der 
„Opfer-Republik“ Österreich im Zweifelsfall „alle“ als Opfer des Krieges 
– so erhielten der wegen Massenmordes zu einer lebenslangen Haftstrafe 
verurteilte Walter Reder oder die Frau von NS-Verbrecher Alois Brunner22 
ebenso Leistungen gemäß KOVG, wie Franziska Jägerstätter, die Witwe 
von Österreichs bekanntestem Kriegsdienstverweigerer, dem selig gespro-
chenen Franz Jägerstätter. Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass 
Frau Jägerstätter zuvor eine Rente gemäß OFG versagt worden war23 und 
demnach jener Mann, der nicht in Hitlers Armee dienen wollte und für 
diesen mutigen Entschluss sein Leben gab, in Fürsorgefragen nicht als NS-
Opfer, sondern als „dienstbeschädigter Soldat“ galt.

19 Manoschek, Walter / Sandner, Günther (2003): Die Krieger als Opfer. Das Kriegs-
opferversorgungsgesetz (KOVG) in den Debatten des österreichischen Minister- 
und Nationalrates und in österreichischen Printmedien, in: Heer, Hannes / Mano-
schek, Walter / Pollak, Alexander / Wodak, Ruth (Hrsg.): Wie Geschichte gemacht 
wird. Zur Konstruktion von Erinnerungen an Wehrmacht und Zweiten Weltkrieg. 
Wien, 109–144; Kern, Leonhard (2008): Opferfürsorge und Kriegsopferversorgung 
in Österreich im Vergleich. Wien, Diplomarbeit.

20 Fritsche, Maria (2004): Entziehungen. Österreichische Deserteure und Selbstver-
stümmler in der Deutschen Wehrmacht. Wien / Köln / Weimar, 184.

21 Nachgewiesen ist anhand eines Dutzends von Fällen lediglich, dass Opfer der NS-
Militärjustiz tatsächlich Leistungen nach KOVG bezogen (Forster 2003: 698, Fuß-
note 100).

22 Bailer (1993): 268.
23 Bailer (1993): 168.
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Pensionen für „P"ichterfüller“

Die Regelungen in der Sozialversicherung unterscheiden sich von staatli-
chen Fürsorge- oder Entschädigungsmaßnahmen insofern grundlegend, 
als es hierbei um Leistungsansprüche geht, die auf Beitragszahlungen ba-
sieren. Ehemaligen österreichischen Wehrmachtsangehörigen wird gemäß 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG) der gesamte Zeit-
raum des Wehrdienstes bis zur Entlassung (einschließlich etwaiger Kriegs-
gefangenschaft) als Ersatzzeit in der Pensionsversicherung anerkannt, 
wenn eine Beitrags- oder Ersatzzeit vorangegangen ist oder nachfolgt. Für 
„Geschädigte aus politischen oder religiösen Gründen oder aus Gründen 
der Abstammung“, die „in ihren sozialversicherungsrechtlichen Verhält-
nissen einen Nachteil erlitten haben“, sind in den Paragraphen 500 bis 506 
c. ASVG „Begünstigungen“ vorgesehen. Durch § 502 (1) ASVG wird be-
stimmt, dass sogenannte Überläufer, die auf Seiten der Alliierten gegen 
das „Dritte Reich“ gekämpft hatten, in sozialversicherungsrechtlicher 
Hinsicht jenen gleichgestellt sind, die ihren Dienst bei der Wehrmacht 
ableisteten. Abseits einiger „Begünstigungen“ richtete sich das Augen-
merk der Republik also erneut auf jene, die sich den Zielen und Taten des 
Regimes nicht widersetzt hatten. Selbst Angehörige der SS24 und Mit-
glieder der NSDAP waren hiervon nicht oder nur für kurze Zeit ausge-
nommen, wie etwa das Protokoll der Ministerratssitzung vom 18. 7. 1950 
eindrücklich zeigt, in der es um die Pensionsrückzahlung an die gemäß 
Verbotsgesetz 1947 als „minderbelastet“ eingestuften „Ehemaligen“ ging. 
Unterrichtsminister Felix Hurdes (ÖVP) fasste das Problem mit geradezu 
zeitloser Prägnanz zusammen: „Der Grundsatz der Schadensgutmachung 
wird bei den Nationalsozialisten angewendet, bei den Naziopfern aber 
nicht. Das macht immer wieder böses Blut. Den Naziopfern wird immer 
gesagt: Der arme Staat kann nicht zahlen. Bei den Nationalsozialisten 
kann der arme Staat aber zahlen. Das heißt wohl mit zweierlei Maß 
messen.“25 Tatsächlich waren die „Ungehorsamen“ bei der Pensionsbe-
messung jahrzehntelang benachteiligt: Bis 2005 galten für alle inhaftierten 
Wehrmachtsangehörigen die Bestimmungen des § 228 Abs. 4 ASVG, wor-
in der Gesetzgeber festgelegt hatte, dass Zeiten, „während derer der Ver-
sicherte infolge einer Freiheitsbeschränkung (…) an der Verfügung über 
seine Arbeitskraft gehindert ist“, zwar grundsätzlich als Ersatzzeiten gel-
ten, allerdings mit der gewichtigen Einschränkung, dass „es sich nicht um 
Zeiten einer Freiheitsbeschränkung auf Grund einer Tat handelt, die nach 
den österreichischen Gesetzen im Zeitpunkt der Begehung strafbar war 
oder strafbar gewesen wäre, wenn sie im Inland gesetzt worden wäre.“ 

24 Bailer (1993): 268.
25 Knight, Robert (Hrsg.) (20002): „Ich bin dafür, die Sache in die Länge zu ziehen“. 

Die Wortprotokolle der österreichischen Bundesregierung von 1945 bis 1952 über 
die Entschädigung der Juden. Wien / Köln / Weimar, 169.
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Die Zweite Republik und die Wehrmachtsdeserteure

Nun hatte zwar das Justizministerium 1999 die Position vertreten, die 
Wehrmacht sei als eine fremde Armee und die Desertion von Österrei-
chern dementsprechend nicht als strafbares Delikt anzusehen.26 Sozialmi-
nister Herbert Haupt (FPÖ) stellte jedoch 2002 klar, dass „Zeiten einer 
wegen Fahnen"ucht verhängten Haft in Gefängnissen, Wehrmachtsstraf- 
oder Konzentrationslagern“ nicht als Ersatzzeiten in der österreichischen 
Pensionsversicherung gelten, da das Delikt auch „unter der Annahme der 
Weitergeltung der am 12. März 1938 in Geltung gestandenen Rechtsvor-
schriften“ strafbar gewesen wäre.27 Diese Auslegung führte zu der para-
doxen Situation, dass gefasste und inhaftierte Wehrmachtsdeserteure pen-
sionsrechtlich benachteiligt waren, entkommene Fahnen"üchtige (sofern 
sie nicht in Abwesenheit verurteilt und aus der Wehrmacht ausgestoßen 
worden waren) hingegen nicht.

Erst im Zuge des Beschlusses des Anerkennungsgesetzes am 7. 7. 2005 
beseitigte der Nationalrat die Schlechterstellung der Opfer der NS-Militär-
justiz in der Sozialversicherung. Dafür genügte ein Bundesgesetz, das im 
Kern nur aus einem einzigen Satz bestand, der aus einem Verhandlungspa-
pier der Grünen übernommen wurde.28 Der erwähnte § 228 Abs. 4 ASVG 
wurde um einen Abs. 4a erweitert, wonach „Zeiten, während derer der Ver-
sicherte infolge einer von der NS-Militärjustiz verhängten Freiheitsbe-
schränkung an der Verfügung über seine Arbeitskraft gehindert gewesen 
ist, als Ersatzzeiten [gelten], wenn ihnen eine Beitrags- oder Ersatzzeit vo-
rangeht oder nachfolgt“.29

Zur Vollzugspraxis im Hinblick auf die Pensionen von Opfern der NS-
Militärjustiz liegen keine Untersuchungsergebnisse vor – weder aus der 
Zeit vor noch nach 2005. Unbekannt ist auch, inwieweit verurteilte „Wehr-
kraftzersetzer“ oder „Hochverräter“ als „politisch Geschädigte“ im Sinne 
der §§ 500ff. ASVG anerkannt wurden.30

26 Vgl. Anfrage des Abgeordneten Wabl an den Bundesminister für Justiz, 5690/J XX. 
GP, 2.2.1999. Anfragebeantwortung, Bundesminister für Justiz, 5377/AB XX. GP, 
30.3.1999.

27 Anfrage der Abgeordneten Stoisits an den Bundesminister für soziale Sicherheit 
und Generationen betreffend versorgungsrechtlichen Status der österreichischen 
Opfer der NS-Militärjustiz 3359/J XXI. GP, 31.1.2002. Anfragebeantwortung, 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen, 3243/AB XXI. GP, 
4.3.2002.

28 Metzler, Hannes (2007): Ehrlos für immer? Die Rehabilitierung der Wehrmachtsde-
serteure in Deutschland und Österreich. Wien, 155.

29 Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert wird, 
BGBL. I 88/2005.

30 Zwar hatte ein Projekt der Historikerkommission der Republik Österreich die Voll-
zugspraxis im Bereich der §§ 500ff. ASVG zum Gegenstand, Forschungsergebnisse 
zu den Opfern der NS-Militärjustiz sind darin jedoch nicht angeführt (Vgl. Dim-
mel, Nikolaus / Berger, Heinz / Kuschej, Hermann / Molden, Berthold / Wetzel, 
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Gestezahlung im zweiten Anlauf

Neben der Opferfürsorge haben Verfolgte der NS-Militärjustiz die Mög-
lichkeit, Anträge beim 1995 eingerichteten Nationalfonds der Republik Ös-
terreich für Opfer des Nationalsozialismus zu stellen und die sogenannte 
Gestezahlung – eine Pauschalentschädigung in Höhe von € 5087,10 – zu 
erhalten.31 In § 2 (1) des Gesetzes heißt es: „Der Fonds erbringt Leistungen 
an Personen, die vom nationalsozialistischen Regime aus politischen Grün-
den, aus Gründen der Abstammung, Religion, Nationalität, sexuellen Ori-
entierung, auf Grund einer körperlichen oder geistigen Behinderung oder 
auf Grund des Vorwurfes der sogenannten Asozialität verfolgt oder auf 
andere Weise Opfer typisch nationalsozialistischen Unrechts geworden 
sind oder das Land verlassen haben, um einer solchen Verfolgung zu 
entgehen.“32 Die Opfer der NS-Militärgerichtsbarkeit werden im Gesetzes-
text nicht explizit genannt, doch ist offensichtlich, dass sie mehreren gesetz-
lich verankerten Opfergruppen zuzurechnen sind. So werden beispielsweise 
Personen, die wegen Hochverrats verurteilt wurden, als politische NS-Op-
fer anerkannt und Zeugen Jehovas, die wegen ihres Glaubens den Kriegs-
dienst verweigert hatten, als Opfer religiöser Verfolgung. Kärntner Slowe-
nen, die aus der Wehrmacht desertierten und sich am Partisanenkampf 
gegen die NS-Herrschaft beteiligten, gelten sowohl als „Opfer aus Grün-
den der Nationalität“, als auch als Widerstandskämpfer.

Der Nationalfonds genießt ob seiner hohen Zuerkennungsrate und sei-
ner im Vergleich zu früheren staatlichen Maßnahmen wie der Opferfürsor-
ge raschen und unbürokratischen Arbeit hohes Ansehen im In- und Aus-
land. Dennoch ist die Erfolgsbilanz des Fonds nicht makellos, wie das Bei-
spiel der Wehrmachtsdeserteure zeigt: Bis 2002 bestanden für die betagten 
Betroffenen bzw. ihre Hinterbliebenen große Schwierigkeiten bei der Aner-
kennung als NS-Opfer. In den ersten Jahren des Bestehens des National-
fonds galten verfolgte Fahnen"üchtige nicht per se als NS-Opfer. Das für 
die Entscheidung über eine Leistungszuerkennung zuständige Komitee 
ging im Hinblick auf die Deserteure von zwei Prämissen aus: Erstens ver-
schloss sich das Gremium der Tatsache, dass Deserteure während der NS-
Herrschaft als „Gemeinschaftsschädlinge“ und „innere Feinde“ politisch 
verfolgt worden waren und die NS-Militärjustiz Unrechtsurteile gespro-
chen hatte. Zweitens stellte der Nationalfonds auf die Motivlage der Ver-
folgten ab und unterschied zwischen anerkennungswürdigen politischen 
bzw. religiösen Gründen und nicht-anerkennungswürdigen „persönlichen“ 

Petra (2004): Analyse der praktischen Vollziehung des einschlägigen Sozialrechts 
hinsichtlich der Vollzugspraxis im Bereich der §§ 500 ff  ASVG. Wien / München.).

31 In Fällen sozialer Bedürftigkeit besteht die Möglichkeit von Zweit- bzw. Drittaus-
zahlungen.

32 Bundesgesetz über den Nationalfonds der Republik Österreich für die Opfer des 
Nationalsozialismus, BGBl. 432/1995.
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Die Zweite Republik und die Wehrmachtsdeserteure

Motiven. Dies erwies sich als problematisch, da den Desertionsentschei-
dungen in der Regel eine Mischung verschiedener Motive zu Grunde gele-
gen war, die individuellen Beweggründe hinsichtlich der Verfolgung durch 
die NS-Militärjustiz keine Rolle gespielt hatten und die vielfältigen Motive 
Jahrzehnte später kaum nachweisbar waren. Diese Vorgehensweise bedeu-
tete nicht, dass gar keine Wehrmachtsdeserteure als NS-Opfer anerkannt 
wurden – die Zuerkennungen wurden allerdings nicht wegen der politischen 
Verfolgung als Deserteure ausgesprochen, sondern aufgrund einer Wider-
standstätigkeit oder der Zugehörigkeit zu einer verfolgten Volksgruppe 
(Kärntner Slowenen). Auch innerhalb der Gruppe der Entziehungsdelikte 
ergab sich eine Ungleichbehandlung, da der Nationalfonds den Unrechts-
charakter der nach 1945 aufgehobenen Kriegssonderstrafrechtsverordnung 
erkannte und „Wehrkraftzersetzer“ durch Selbstverstümmelung ohne Mo-
tivprüfung als NS-Opfer betrachtete. Dies führte zur absurden Praxis, dass 
ein Soldat, der sich – aus welchen Gründen auch immer – durch eine ab-
sichtliche Verletzung dem Wehrdienst entzogen hatte, als Opfer galt, ein 
Kamerad, der aus vorgeblich „persönlichen“ Motiven von der Truppe "oh, 
hingegen nicht.

Im Zuge der 1999 einsetzenden gesellschaftlichen Debatte über die 
Wehrmachtsdeserteure rückte auch die Vergabepraxis des Nationalfonds 
ins Blickfeld. Im Frühjahr 1999 schilderte der grüne Nationalratsabgeord-
nete Andreas Wabl dem Vorsitzenden des Kuratoriums Heinz Fischer 
(SPÖ) den Fall von August Weiß, der im Februar 1941 aus Abneigung ge-
gen Militarismus und Nationalsozialismus desertiert und zu sechs Jahren 
Zuchthaus verurteilt worden war. Der Nationalratspräsident sagte Ende 
Mai 1999 zu, im Komitee des Nationalfonds den Antrag zu stellen, August 
Weiß als NS-Opfer anzuerkennen. Etwa zwei Wochen später reichte Herr 
Weiß sein Ansuchen ein, als Verfolgungsgrund gab er seine Desertion an. 
Im Dezember 1999 erging ohne nähere Begründung die Ablehnung des 
Antrags. Erst im Oktober 2000, nach intensiven Bemühungen der Grünen 
und engagierter Einzelpersonen sowie einer befürwortenden Stellungnah-
me des Leiters des DÖW, wurde der Wehrmachtsdeserteur Weiß im zweiten 
Anlauf als NS-Opfer anerkannt. Mit diesem Präzedenzfall war ein Diskus-
sionsprozess in Gang gekommen, der zu einem schrittweisen Überdenken 
der Vergabepraxis führte. Einige Deserteure erhielten nach der neuerlichen 
Prüfung ihrer Fälle die Gestezahlung, dennoch brachte Heinz Fischer die 
Haltung des Nationalfonds im April 2002 wie folgt auf den Punkt: „Nicht 
jeder Deserteur aus der Wehrmacht ist automatisch ein Opfer des Natio-
nalsozialismus. Wir werden weiter in jedem Einzelfall entscheiden.“33 Ende 
2002 setzte sich bei den EntscheidungsträgerInnen des Nationalfonds 
schließlich die Ansicht durch, dass die Wehrmachtsdeserteure Opfer poli-

33 Zit. n. Fischer: Deserteure „nicht automatisch“ NS-Opfer. APA-Meldung, 11. 4. 
2002.



#&#

tischer NS-Verfolgung waren. Fischer fasste in der Ö1-Sendung „Journal 
Panorama“ am 21. 10. 2002 zusammen: „Da war es in der Tat (…) am An-
fang ein bisschen schwierig, sich auch an das Problem der Deserteure als 
Opfer des Nationalsozialismus heranzutasten. Wir haben da mehrere 
Grundsatzdiskussionen geführt, aber im letzten halben Jahr doch in etli-
chen Fällen festgestellt, dass die Dokumente, Unterlagen und alle Umstän-
de glaubhaft gemacht werden konnten, dass wir mit Recht von einem Op-
fer des Nationalsozialismus sprechen können und dann haben wir auch 
wiederum einstimmig Zuerkennungen beschlossen.“

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt steht eine unabhängige wissenschaft-
liche Untersuchung der vom Nationalfonds gesammelten Daten von über 
32.000 AntragstellerInnen noch aus. Mehrfach wurden von Seiten des 
Fonds Zwischenbilanzen präsentiert, aus denen die Anzahl der Anträge, 
der Zuerkennungen und Ablehnungen hervorgehen, es gibt aber keine dar-
über hinaus- und tiefergehende Analyse, etwa zu den Opfergruppen. Die 
Frage, wie viele Militärjustizopfer Anträge beim Nationalfonds gestellt ha-
ben, lässt sich also nicht beantworten.

Maria Fritsche konnte mit Stand Sommer 2002 19 Anträge von Deser-
teuren eruieren, jeweils neun waren zuerkannt bzw. abgelehnt worden, ein 
Ansuchen befand sich noch in Bearbeitung.34 Im Zuge des Projekts „Öster-
reichische Opfer der nationalsozialistischen Militärgerichtsbarkeit“ konn-
ten 33 von der NS-Militärjustiz verfolgte Personen ermittelt werden, zu 
denen Entschädigungsanträge beim Nationalfonds vorlagen.35 30 Personen 
– 25 Opfer und fünf Hinterbliebene – erhielten die Gestezahlung, drei Fäl-
le waren damals noch in Bearbeitung (Stand: November 2002). Wehr-
machtsdeserteure bilden in diesem Sample mit 17 Fällen die größte Grup-
pe. Allerdings waren acht Deserteure als Kärntner Slowenen anerkannt 
worden, zwei weitere wegen politischer Delikte bzw. rassistischer Verfol-
gung. Sechs dieser Zuerkennungen waren erst im zweiten Anlauf erfolgt, 
d.h. die Erstanträge waren abgelehnt worden und die Anträge mussten 
neuerlich gestellt bzw. zur Entscheidung vorgelegt werden. Auch ent!elen 
alle damals offenen Ansuchen auf diese Deliktkategorie. Die anderen An-
träge, die allesamt im ersten Anlauf mit einer Zuerkennung endeten, betra-
fen acht Fälle von „Zersetzung der Wehrkraft“,36 fünf Verurteilungen we-
gen Hochverrats und drei Zeugen Jehovas, die den Kriegsdienst verweigert 
hatten.

Auch wenn aufgrund der rudimentären Bilanzen des Nationalfonds kei-
ne aktuellen Daten zu Anträgen von Wehrmachtsdeserteuren vorliegen, ist 
davon auszugehen, dass die Vergabepraxis ohne Motivenschau auch von 

34 Fritsche (2004): 203.
35 Forster (2003): 676–679.
36 Es handelte sich um fünf Fälle „wehrkraftzersetzender“ Äußerungen, zwei Selbst-

verstümmler und einen Fall von „Rundfunkverbrechen“.

David Forster



#&%

den NachfolgerInnen von Heinz Fischer als NationalratspräsidentInnen 
fortgesetzt wurde, wie es Andreas Kohl (ÖVP) 2003 anlässlich der Präsen-
tation des Buches „Opfer der NS-Militärjustiz“ im Parlament gelobt hat-
te.37 Damit kam der Nationalfonds dem in § 1 (2) des Gesetzes de!nierten 
„Ziel, die besondere Verantwortung gegenüber den Opfern des Nationalso-
zialismus zum Ausdruck zu bringen“ einen weiteren, entscheidenden 
Schritt näher.
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